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                   Klimaschutz: strenge Regulierungen auch für den Luftverkehr ! 

                                               

Pressemitteilung 
Klimakrise: strenge Regulierungen auch im Luftverkehr! 

Anlässlich der Schwierigkeiten, die vor 5 Jahren im Pariser Klimaabkommen beschlossenen 
Ziele einer Eindämmung der Erderwärmung deutlich unter 2°C zu halten, hat die EU-Kom-
mission eine neue Strategie für eine Verkehrswende ausgearbeitet. Dort heißt es, dass bis 
2030 „bei planbaren kollektiven Reisen unter 500 km“ kein CO2 mehr freigesetzt werden und 
der innereuropäische Kurzstreckenflugverkehr weitgehend wegfallen soll. Der Vizeprä-
sident der EU-Kommission Frans Timmermans: „um unsere Klimaziele zu erreichen, müssen 
die Emissionen des Transportsektors klar nach unten gehen“, der Verkehr sei für fast 30 % 
der Kohlendioxid-Emissionen in der EU verantwortlich, „ich kann die Tatsache nicht verber-
gen, dass wir streng sein müssen“. Das BBI- Bündnis der Bürgerinitiativen begrüßt dies aus-
drücklich.  

Der Luftverkehr nimmt bislang eine unrühmliche Rolle ein, wenn es um die Reduzierung von 
klima- und gesundheitsschädlichen Emissionen geht. Grüne Corona-Konjunkturpakete gibt 
es für den Luftverkehr nicht – Staatshilfen bspw. für die Lufthansa in Milliardenhöhe werden 
ohne jegliche umweltpolitischen Verpflichtungen gewährt, weitere unsinnige Ausbaupläne, 
wie Terminal 3 am Frankfurter Flughafen, werden mit Zustimmung der politischen Mehrheits-
eigner Land Hessen und Stadt Frankfurt unverdrossen weiterverfolgt, als hätte das damit an-
gestrebte Wachstum des Luftverkehrs nichts mit der Klimakrise zu tun. 

Der Verkehr ist weltweit einer der wesentlichen Klimatreiber. Aber im Gegensatz zum Kraft-
fahrzeugsektor, der seit Jahren über Kfz-Steuer und Abgasgesetzgebung zumindest ansatz-
weise gesetzlich reguliert wird, geschieht dies im Luftverkehr so gut wie überhaupt nicht. 
„Der Umgang mit der Fliegerei wie mit einer heiligen Kuh, die unberührbar und der al-
les erlaubt ist, muss beendet werden“, so Michael Flörsheimer, Mitglied im Sprecher*in-
nenkreis des BBI. „Kurzstreckenflüge unter 600 km dürfen durch Genehmigungsbehör-
den nicht mehr erlaubt werden, entsprechende Slots auf deutschen Flughäfen müssen 
eingestellt werden. Hessen und Deutschland sollten eine Vorreiterrolle bei der Umset-
zung der EU-Strategie im Luftverkehr einnehmen – und den Ausbau des Frankfurter 
Flughafens natürlich umgehend stoppen!“ so der Sprecher abschließend. 

 
Das „Bündnis der Bürgerinitiativen - Kein Flughafenausbau - Für ein Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr“, kurz: BBI, 
ist ein     Zusammenschluss von mehr als 80 Initiativen. Das Bündnis streitet für die Wiedergewinnung und den 
Erhalt der Lebensqualität der Menschen im Rhein-Main-Gebiet. Es setzt sich für die Schaffung einer lebenswer-
ten Region ein und fordert den Schutz der Menschen vor den schädlichen Auswirkungen des Luftverkehrs und 
erklärt sich solidarisch mit allen von Verkehrslärm betroffenen Menschen. Das Bündnis fordert einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit der Mobilität. Die gemeinsamen Ziele sind: 

 
 Verhinderung des Ausbaus des Frankfurter Flughafens und anderer Flughäfen in der Region 

 Schaffung von nächtlicher Ruhe durch ein absolutes Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr. 

 Schaffung von rechtlich einklagbaren Grenzen der Belastung für die Bürgerinnen und Bürger. 

 Verursachergerechte Zuordnung von Kosten auf die Luftverkehrsindustrie; Stopp der Subventionen. 

 Verringerung der Flugbewegungen auf maximal 380.000 pro Jahr und Reduzierung der bestehenden Belastungen durch 

Fluglärm, Luftverschmutzung und Bodenverbrauch durch Flugverkehr im Rhein-Main-Gebiet. 

 Stilllegung der Landebahn Nordwest. 

Kontakt: Knut Dörfel, Michael Flörsheimer, Ina Hauck Bündnissprecher*innen  

Email: mailto:inahauck111@gmail.com; Mobil: 01712424300  
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